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Wir drei Autoren arbeiten seit vielen Jahren in der Umsatzsteuerberatung. Ein Bera-
tungsfeld, das durch den steten Wandel, sei es der rechtlichen Rahmenbedingungen
oder aber auch durch die steten Ver�nderungen in den Gesch�ftsmodellen der Wirt-
schaft, gepr�gt ist. Denn am Ende geht es stets darum, die WertschÇpfung zutreffend
abzubilden und zu besteuern.

Klar also, dass es nach der Erstauflage dieses Praxishandbuchs, welches sich zuvorderst
mit der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets der Europ�ischen Union und
dessen Auswirkung auf die Besteuerungspraxis besch�ftigte, einer Neuauflage bedurf-
te, um zum einen den zwischenzeitlichen Erfahrungen aus der Besteuerungspraxis
Raum zu geben, zum anderen aber auch, um die sich in der Zwischenzeit ergebenden
Legal�nderungen zu berÅcksichtigen, allen voran die unionsrechtlichen Neuregelungen
durch die ViDA-Initiative (VAT in the Digital Age) und die geplante EU-Zollreform.

Die bisherige Struktur dieses Praxishandbuchs haben wir bewusst beibehalten und ha-
ben unseren Bearbeitungsschwerpunkt nach wie vor auf das B2C-Liefergesch�ft gelegt,
da ansonsten weder eine angemessene Befassung noch eine geeignete Darstellung
h�tte gelingen kÇnnen. Nicht jedoch, ohne immer wieder zur Abrundung auch auf an-
dere Transaktionsarten und Betrachtungsebenen einzugehen. Neu sind daher insbeson-
dere detaillierte AusfÅhrungen zur E-Rechnung sowie DAC7.

Auch die Neuauflage dieses Buchs erforderte einen enormen Arbeitseinsatz, der neben
dem BÅroalltag zu stemmen war. Am Ende tats�chlich nicht weniger, als fÅr die Erst-
auflage benÇtigt. Dennoch haben wir es geschafft, gepr�gt durch wechselseitige Unter-
stÅtzung, Ideengebung, sachliche Kritik und vor allem Teamwork, diesem Werk ein neu-
es Gewand zu geben mit hoffentlich vielen nÅtzlichen weitergehenden Hinweisen und
Informationen.

Damit wir dem Wunsch eines Praxishandbuchs gerecht werden, war es uns wichtig,
Fragestellungen aus unterschiedlichen Blickwinkeln mit der entsprechenden Expertise
zu betrachten.

Insoweit mÇchten wir uns hier besonders bei Dr. Florence Jaouat, die die AusfÅhrungen
zum Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG, „DAC 7“) und bei Niklas Gehling, der
die ZollausfÅhrungen beigetragen hat, bedanken sowie bei all denen, die durch ihre
Mitarbeit an der Erstauflage das Fundament fÅr die nunmehrige Neuauflage gelegt ha-
ben: Melanie Behle Schalk, Anna Simone Dulski-Alfes und, nicht zuletzt, Adrian Gold-
brunner. Schließlich mÇchten wir uns aber auch bei allen unseren Kollegen der PwC



GmbH WPG, aber auch unseren Mandanten bedanken, die immer wieder mit uns ihre
Praxisthemen und -herausforderungen diskutiert haben und so den Inhalten unseres
Buchs entscheidende Impulse gegeben haben.

Das Buch stellt so am Ende des Tages eine Gemeinschaftsarbeit dar, das dank der groß-
artigen Fachkompetenz der Kollegen und auch durch unsere Mandanten nicht nur be-
reichert, sondern mitgetragen wurde.

Der grÇßte Dank von allen gilt aber unseren Familien, vor allem unseren Partnern und
Kindern, die den gesamten Weg mit uns gegangen sind und ohne deren Geduld und
Nachsicht mit uns, die Verwirklichung dieses Buchs nicht mÇglich gewesen w�re.

MÅnchen/Stuttgart/Berlin, im August 2026
Michael Fuhr

Jens MÅller-Lee
Nicole Stumm
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III. Grundlagen der umsatzsteuerlichen
Behandlung von E-Commerce

1. Allgemeines
Betrachtet man die umsatzsteuerliche Behandlung von E-Commerce-Trans-
aktionen im Besonderen, so bietet sich zun�chst eine Differenzierung zwi-
schen Lieferungen und sonstigen Leistungen an.

Wie oben unter Rz. 10 ff. erl�utert, schreitet die Entwicklung digitaler Ge-
sch�ftsmodelle rasant fort. Unter dem Schlagwort „E-Commerce’’ lassen sich
heute einige wesentliche Gesch�ftsmodelle typisiert darstellen, die zum einen
stetig weiterentwickelt werden und zum anderen aus umsatzsteuerlicher
Sicht oft komplexe, intermedi�re Gesch�ftsmodelle sind.

Oft wird man daher in der Praxis die grundlegenden Instrumente der Umsatz-
besteuerung auf die jeweiligen Gesch�ftsmodelle anwenden und sich best-
mÇglich ann�hern mÅssen. Denn auch wenn das Digitalpaket erhebliche
Neuerungen gebracht hat (z. B. die besonderen Besteuerungssysteme, die Lie-
ferkettenfiktion etc.), so kommt es umsatzsteuerlich immer wieder auf die
grunds�tzliche WÅrdigung und das bisher in der umsatzsteuerlichen Praxis er-
probte System der Umsatzbesteuerung an, welches wir seit nun Åber
50 Jahren kennen und stetig weiterentwickelt worden ist. Dieses aber ist nicht
auf die umsatzsteuerliche Einordnung jedes neuartigen Gesch�ftsmodells aus-
gerichtet. So wurde etwa zuletzt die Frage der Umsatzbesteuerung des Han-
dels mit nicht-fungiblen Kryptowerten, sog. NFT, kontrovers diskutiert, schluss-
endlich als Dienstleistung eingeordnet, aber weitere Folgefragen auslÇsend.30

Ohnehin ist der Handel im sog. Metaverse, einer hypothetischen Weiterent-
wicklung des Internets als einheitlicher, persistenter und immersiver virtueller
Raum aufgrund der damit verbundenen Verschmelzung physischer und digi-
taler Realit�ten, umsatzsteuerlich weitgehend ungekl�rt und dÅrfte in der n�-
heren Zukunft Schauplatz neuer umsatzsteuerlicher Fragestellungen und Ab-
grenzungsfragen werden. Ein umsatzsteuerfreier Raum ist das Metaverse kei-
neswegs. Das FG KÇln hat bereits im Jahr 2019 zur Vermietung von virtuellem
Land in einer Online-Welt durch Nutzer repr�sentierende Avatare entschieden,
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dass Handlungen der Avatare den dahinterstehenden Nutzern direkt zuzurech-
nen seien und zwischen diesen so der Umsatzbesteuerung unterliegende
Rechtsbeziehungen entstehen kÇnnen.31 In einem aktuellen Urteil hat der Eu-
rop�ische Gerichtshof aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens der Re-
publik Litauen, die Steuerbarkeit von Transaktionen im Metaverse vorausset-
zend, entschieden, dass der Umtausch virtueller W�hrung („Spielgold“) eines
Online-Videospiels in konventionelle W�hrungen nicht unter die Mehrwert-
steuerbefreiung fÅr W�hrungstransaktionen f�llt und dass Gold auch keinen
„Gutschein’’ darstellt. Daher unterliegt der gesamte ErlÇs aus dem Verkauf der
Mehrwertsteuer. W�hrungstransaktionen liegen nur dann vor, wenn mit ge-
setzlichen Zahlungsmitteln gehandelt wird. Spielgold wiederum ist Bestand-
teil des Spiels und kein Instrument, das, einem Gutschein gleich, eine Ver-
pflichtung beinhaltet, dieses als Gegenleistung fÅr eine Lieferung von Gegen-
st�nden oder Dienstleistungen anzunehmen.32 Beides sind klassische Besteue-
rungsfragen aus der realen Welt unter dem Versuch der �bertragung der be-
stehenden umsatzsteuerlichen Grunds�tze auf das Metaverse. Man benÇtigt
keine wahrsagerischen F�higkeiten, um zu prognostizieren, dass sich die Fra-
gen in Bezug auf die Besteuerung im Metaverse und des E-Commerce kÅnftig
h�ufen werden. Dies liegt zum einen daran, dass das vorherrschende Besteue-
rungssystem eben auf die Realwelt und genauso wenig auf den E-Commerce
wie auch das Metaverse ausgerichtet ist. Zum anderen aber auch an der Fort-
entwicklung des Handels selbst mit einer ver�nderten Kundenausrichtung. An-
ders als im klassischen Vertrieb erfolgen Verk�ufe nicht mehr prim�r im sta-
tion�ren Gesch�ft oder im klassischen Webshop, sondern zunehmend dort,
wo sich der Kunde aufh�lt – insbesondere auf Social-Media-Plattformen sowie
in Live-, Video- und Creator-Formaten.

1. Allgemeines
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Die fÅnf pr�gendsten Markttrends 2026:33

1. TikTok Shop wird globaler High-Conversion-Kanal34

TikTok Shop entwickelt sich 2026 von einem Social-Commerce-Experiment
zu einem relevanten, globalen Verkaufskanal mit Åberdurchschnittlichen
Konversionsraten.35, 36

2. Live-Shopping & Creator-Commerce ersetzen klassische Webshop-Besuche
Live-Shopping-Formate und Creator-Commerce verlagern den Kaufprozess
zunehmend vom klassischen Webshop in interaktive, vertrauensbasierte
Video- und Livestream-Umgebungen, insbesondere bei erkl�rungsbedÅrfti-
gen oder impulsgetriebenen Produkten

3. Zero-Click & KI-gestÅtzte Kaufentscheidungen
KI-basierte Produktempfehlungen, automatisierte Kaufentscheidungen
und „Zero-Click-Journeys“ fÅhren dazu, dass Kaufentscheidungen zuneh-
mend ohne klassische Such- oder Navigationsprozesse erfolgen, z. B. direkt
aus Feeds, Empfehlungen oder KI-Assistenten heraus

4. AR/VR & immersive Commerce-Formate steigern Conversion massiv
Augmented- und Virtual-Reality-Formate verbessern Produkterlebnis, Bera-
tung und Visualisierung und fÅhren nachweislich zu hÇheren Konversions-
raten und geringeren Retouren, insbesondere im Fashion-, MÇbel- und Life-
style-Bereich.

5. Marktpl�tze & Multichannel dominieren – die eigene Website ist nur noch
ein Baustein
Marktpl�tze, Social-Commerce-Plattformen und Multichannel-Strategien
dominieren 2026 den digitalen Vertrieb; die eigene Website bleibt relevant,
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33 Siehe bspw. https://www.bigcommerce.com/articles/ecommerce/ecommerce-trends/ sowie
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34 TikTok ist ein von dem chinesischen Technologieunternehmen ByteDance Ltd. betriebenes sozia-
les Medium bzw. eine Plattform zum Erstellen, Teilen und Ansehen von Åberwiegend kurzen
Videos. Die Anwendung ermÇglicht Nutzerinnen und Nutzern u. a., Videos mit Musik, Filtern,
Effekten und Bearbeitungswerkzeugen zu erstellen und Åber einen personalisierten Feed zu ver-
breiten. TikTok wird sowohl als Unterhaltungsplattform als auch fÅr Marketing, Kommunikation
und Reichweitenaufbau genutzt.

35 Die Conversion Rate oder Konversionsrate ist eine Kennzahl im Online-Marketing und E-Com-
merce. Sie beschreibt den Anteil der Personen, die nach einem Kontakt mit einem Angebot,
etwa durch den Besuch einer Website o. �., eine zuvor definierte Zielhandlung ausfÅhren. Sol-
che Zielhandlungen kÇnnen z. B. ein Kauf, eine Registrierung, ein Download oder das AusfÅllen
eines Formulars sein. Sie wird in Prozent berechnet, um den Erfolg einer Marketingmaßnahme
zu messen.

36 ByteDance Ltd. (o. J.): TikTok. VerfÅgbar unter: https://www.tiktok.com/about?lang=de-DE (Zu-
griff: 7.4.2026); Chaffey/Ellis-Chadwick, Digital Marketing. Strategy, Implementation and Practi-
ce. 7. Aufl., 2019; Kotler/Keller, Marketing Management. 15. Aufl., 2016.



fungiert aber zunehmend als Teil eines integrierten �kosystems statt als
alleiniger Verkaufskanal.

FÅr Zwecke dieses Praxishandbuchs werden in den nachfolgenden grundlegen-
den AusfÅhrungen sowie den erÇrterten Beispielsf�llen jeweils vereinfachte
Gesch�ftsmodelle des klassischen E-Commerce mit Waren und Dienstleistun-
gen dargestellt, um die Systematik und damit das Handwerkszeug fÅr die Pra-
xis weiter zu erl�utern.

Auch wenn die Anbahnung des zu besteuernden Gesch�ftsvorfalles digital er-
folgt, so gilt, dass ein Gesch�ftsvorfall grunds�tzlich nur dann der Umsatz-
steuer unterliegt, wenn § 1 UStG eine Steuerbarkeit anordnet.

FÅr den Leistungsaustausch, auf den auch E-Commerce-Gesch�ftsmodelle ab-
zielen, bedeutet dies, dass ein steuerbarer Umsatz nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG
vorliegt, wenn Lieferungen oder sonstige Leistungen durch einen Unternehmer
im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausgefÅhrt werden.

2. Liefergesch�fte

a) Allgemeines

Die im Bereich der Lieferungen wohl wesentlichsten �nderungen durch das Di-
gitalpaket betreffen die Fernverk�ufe, Lieferungen Åber elektronische Schnitt-
stellen, �nderungen im Bereich der Einfuhrumsatzsteuer, die optionalen sog.
besonderen Besteuerungsverfahren (vgl. dazu AusfÅhrungen in Rz. 108 ff.) so-
wie Haftungs- und Aufzeichnungsregelungen (vgl. dazu AusfÅhrungen in
Rz. 161 ff.).

Eine Lieferung eines Unternehmers i. S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG liegt gem. § 3
Abs. 1 UStG vor, wenn der Abnehmer oder in dessen Auftrag ein Dritter bef�-
higt wird, im eigenen Namen Åber einen Gegenstand zu verfÅgen. Es wird also
die VerfÅgungsmacht an dem Gegenstand Åbertragen. Nach herrschender
Meinung kommt es dabei auf die �bertragung der wirtschaftlichen Ver-
fÅgungsmacht an.37 Eine �bertragung des zivilrechtlichen Eigentums ist nicht
notwendigerweise damit verbunden, jedoch muss dem Abnehmer die wirt-
schaftliche Substanz, der Wert und der Ertrag zugutekommen.38

2. Liefergesch�fte

21

37 Vgl. hierzu u. a. BFH, Urteil v. 16.3.2000 - XI R 56/90, BStBl 1993 II S. 847; Abschnitt 3.1. Abs. 2
UStAE; Hahn in BeckOK UStG, § 3 Rz. 66.1; Robisch in Bunjes, UStG, § 3 Rz. 216; Michl in
Offerhaus/SÇhn/Lange, UStG, § 3 Rz. 23.

38 Vgl. hierzu Abschnitt 3.1. Abs. 2 Satz 1 UStAE.
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Damit ergibt sich bereits eine erste Klassifizierung eines der typischen E-Com-
merce-Gesch�ftsmodelle, n�mlich der sog. Sharing-Economy. Zwar erh�lt der
Kunde typischerweise das Nutzungsrecht an dem Wirtschaftsgut, jedoch ver-
bleiben Substanz und Ertrag Åblicherweise bei dem �berlassenden, so dass
eine Lieferung hier im Regelfall nicht in Betracht kommt. Vielmehr handelt es
sich regelm��ig um sonstige Leistungen, also der �berlassung von Nutzungs-
rechten, die je nach Gesch�ftsmodell ggf. noch durch weitere Leistungen er-
g�nzt werden.

Ein typisches E-Commerce-Gesch�ftsmodell, in dessen Rahmen regelm��ig
Lieferungen vollzogen werden, ist der Online-Handel mit Waren. Dieser kann
Åber Marktpl�tze oder Åber eigene Online-Webshops erfolgen. Soweit der Ver-
trieb Åber Plattformen erfolgt, greifen seit der Umsetzung des Digitalpakets
potenziell weitere Besonderheiten, etwa die Lieferkettenfiktion des § 3 Abs. 3a
UStG (vgl. hierzu Rz. 53 ff.) oder die Regelungen zum Fernverkauf i. S. des § 3c
UStG bei Lieferungen an Konsumenten, wenn Waren grenzÅberschreitend ge-
liefert werden.

Insbesondere die Neuregelungen zum Fernverkauf sollen im Nachgang wegen
der teilweise bestehenden Sonderregelungen im Besonderen betrachtet werden.

b) B2C-Fernverk�u�e nach § 3c UStG

aa) Anwendungsbereich

Im Zuge der EinfÅhrung des Digitalpaketes im Jahre 2021 wurde u. a. die Orts-
bestimmung von Lieferungen innerhalb der Europ�ischen Union an (verein-
facht, vgl. unten Rz. 27) Verbraucher neugefasst.

Der in dem Zuge neu gefasste § 3c UStG regelt nunmehr sog. innergemein-
schaftliche Fernverk�ufe an Verbraucher, bei denen die BefÇrderung oder Ver-
sendung innerhalb der Europ�ischen Union erfolgt, sowie sonstige Fernverk�u-
fe, bei denen die Warenbewegung aus dem Drittland an einen Erwerber in der
Europ�ischen Union erfolgt. Dabei setzt die Neuregelung das Bestimmungs-
landprinzip fÅr innergemeinschaftliche Fernverk�ufe dergestalt um, dass der
Ort der Lieferung dorthin verlagert wird, wo die BefÇrderung des Gegenstands
endet, wenn die weiter genannten Voraussetzungen erfÅllt sind.

Zu beachten ist dabei, dass die grunds�tzlich optional anwendbaren besonde-
ren Besteuerungsverfahren teilweise eine Wechselwirkung auf die materiell-
rechtliche WÅrdigung der Gesch�ftsvorf�lle haben.
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Die Regelungen gelten sowohl bei direkten Ums�tzen des Online-H�ndlers,
etwa Åber einen eigenen Webshop, aber auch in bestimmten F�llen bei Einbin-
dung von Plattformen oder Marktpl�tzen, sog. elektronischen Schnittstellen.
In ausgew�hlten F�llen gilt eine Lieferkettenfiktion, durch die die elektronische
Schnittstelle in die Lieferkette eingebunden wird (§ 3 Abs. 3a UStG). Wird die
elektronische Schnittstelle aufgrund der Lieferkettenfiktion Teil der Leistungs-
kette, so wird ihr die bewegte Lieferung nach § 3 Abs. 6b UStG zugeordnet.
Entsprechend finden die Regelungen zu den Lieferungen nach dem Digitalpa-
ket fÅr die elektronische Schnittstelle Anwendung. Eine tiefergehende Darstel-
lung zu den Regelungen und umsatzsteuerlichen Folgen bei Einbindung von
elektronischen Schnittstellen erfolgt nachfolgend in Rz. 52 ff. dieses Buchs.

Vom sachlichen Anwendungsbereich des § 3c UStG sind folgende Ums�tze
gem. § 3c Abs. 5 UStG ausgeschlossen:

" Lieferung neuer Fahrzeuge,

" Lieferung von durch den Lieferanten montierten oder installierten Gegen-
st�nden,

" Lieferung von Gegenst�nden, die der Differenzbesteuerung nach § 25a
Abs. 1 oder 2 UStG unterliegen,

" Lieferung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren, wenn der Erwerber eine
juristische Person ist, die nicht Unternehmer ist bzw. den Gegenstand nicht
fÅr das Unternehmen erwirbt oder aber ein sonstiger Unternehmer i. S. des
§ 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG ist.

Bei Lieferungen von Gas, Elektrizit�t, K�lte und W�rme soll nach Auffassung
der Finanzverwaltung § 3c UStG ebenfalls nicht anwendbar sein, da es sich
nicht um bewegte Lieferungen von Gegenst�nden handele (vgl. Abschnitt 3c.1.
Abs. 2 Satz 2 UStAE). Ab 2027 (B2C) bzw. 2028 (B2B) kÇnnen Åber das OSS-Ver-
fahren kÅnftig dann aber auch Lieferungen von Gas, Strom, K�lte oder W�rme
zentral gemeldet werden.

§ 3c UStG umfasst in beiden Varianten lediglich Lieferungen an einen bestimm-
ten Personenkreis, n�mlich Erwerber i. S. des § 3a Abs. 5 Satz 1 UStG sowie § 1a
Abs. 3 Nr. 1 UStG. Hierunter fallen vereinfacht gesprochen neben den typischen
Nichtunternehmern (Verbrauchern) auch nicht unternehmerisch t�tige juris-
tische Personen und sonstige bestimmte Unternehmer i. S. des § 1a Abs. 3 Nr. 1
UStG (etwa Kleinunternehmer, pauschalierende Land- und Forstwirte oder Un-
ternehmer, die ausschließlich steuerfreie Ums�tze ausfÅhren).

Wenngleich also der Anwendungsbereich weiter ist als Lieferungen an klassi-
sche „Verbraucher“ ist im Regelfall aus GrÅnden der besseren Lesbarkeit und
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einfacheren Darstellung im Folgenden fÅr Zwecke der Erl�uterung stets vom
klassischen Nichtunternehmer i. S. eines Verbrauchers auszugehen. Nichtsdes-
totrotz ist eine umfassende Untersuchung des sachlichen und persÇnlichen
Anwendungsbereichs der Norm stets geboten.

bb) Innergemeinschaftlicher Fernverkauf

(1) Begriff

Wie oben dargelegt umfasst der innergemeinschaftliche Fernverkauf Lieferun-
gen, die innerhalb der Europ�ischen Union durch einen Unternehmer an einen
Verbraucher erfolgen, und bestimmt, dass der Ort der Lieferung dort ist, wo
die BefÇrderung oder Versendung endet (vgl. § 3c Abs. 1 UStG).

Dabei muss der Gegenstand durch den Liefernden oder aber auf seine Rech-
nung in einen anderen Mitgliedstaat transportiert werden (vgl. § 3c Abs. 1
Satz 2 UStG). Dies schließt auch die BefÇrderungen oder Versendungen ein, an
denen der Lieferer nur indirekt (mittelbar) beteiligt ist (vgl. Art. 5a EU-VO
282/2011), also F�lle, in denen

" die BefÇrderung oder Versendung im Unterauftrag des Lieferers erfolgt;

" die Versendung oder BefÇrderung zwar durch einen Dritten erfolgt, der Lie-
ferer aber die gesamte oder zumindest teilweise Verantwortung fÅr die Lie-
ferung der Gegenst�nde an den Erwerber tr�gt;

" die Transportkosten durch den Lieferer an den Erwerber weiterbelastet und
einem Dritten weitergeleitet werden, der den Transport Åbernimmt;

" der Lieferer die Zustelldienste eines Dritten bewirbt, den Kontakt herstellt
oder dem Dritten die Informationen, die fÅr die Zustellung benÇtigt wer-
den, weiterleitet.

Lieferung

U = Unternehmer FR = Nichtunternehmer in Frankreich

FRU

FRDE

ABB.: Innergemeinschaftlicher Fernverkauf

Die Frage nach der Transportveranlassung ist bei grenzÅberschreitenden Sach-
verhalten, insbesondere bei Fernverk�ufen, ein kritischer Punkt. Bereits zur al-
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ten Rechtslage vor EinfÅhrung des Digitalpakets hatte der EuGH klargestellt,
dass dem formalen Kriterium der vertraglichen Vereinbarung nur dann maß-
gebende Bedeutung beikommt, wenn dieses die gesch�ftliche und wirtschaft-
liche Realit�t zutreffend widerspiegelt. Dies wiederum sei dann nicht der Fall,
wenn zwar der Erwerber den Transportvertrag abschließt, aber der Lieferer als
Vermittler alle Umst�nde des Transportvertrages (z. B. Person des FrachtfÅh-
rers, Preis etc.) bestimmt und dem Erwerber antr�gt.39 Diese Rechtsprechung
fand i. R. d. Neufassung des § 3c UStG bzw. In Art. 5a EU-VO 282/2011 als Fall
der indirekten Beteiligung am Transport BerÅcksichtigung und hat insofern
zur Entsch�rfung beigetragen, als nahezu jede Beteiligung am Transport
selbst, sei es nun aktiv oder lediglich im Sinne einer Vermittlung eines Fracht-
fÅhrers genÅgt, um den Anwendungsbereich des § 3c UStG zu erÇffnen.

(2) Erwerbsschwelle

Ist der Erwerber ein Unternehmer, der nur steuerfreie Ums�tze ausfÅhrt, die
einen Vorsteuerabzug ausschließen oder eine juristische Person i. S. von § 1a
Abs. 3 Nr. 1 UStG so gilt zudem, dass dieser die sog. Erwerbsschwelle weder
Åberschritten noch auf ihre Anwendung verzichtet haben darf. Dies dÅrfte
u. E. nach wie vor auch fÅr Kleinunternehmer i. S. von § 19 UStG gelten, zumal
diese keine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer haben, die sie dem Lieferan-
ten zwecks Steuerbefreiung zur VerfÅgung stellen kÇnnten. Dabei ist jeweils
die Erwerbsschwelle des Mitgliedstaats maßgebend, in dem die BefÇrderung
oder Versendung endet. Die Erwerbsschwelle ist separat je Erwerber selbst�n-
dig zu betrachten. Hintergrund fÅr diese Regelung ist eine Vermeidung der
Doppelbesteuerung bzw. einer BesteuerungslÅcke. Unterliegt n�mlich der (in-
nergemeinschaftliche) Erwerb der Besteuerung in dem Mitgliedstaat, handelt
es sich bei der grenzÅberschreitenden Transaktion dem Grunde nach um eine
im Abgangsstaat steuerbare (ggf. steuerbefreite) innergemeinschaftliche Lie-
ferung, fÅr die der Erwerber i. S. des (nach jeweiligem lokalen Recht umgesetz-
ten) Art. 2 und 3 MwStSystRL einen innergemeinschaftlichen Erwerb zu erkl�-
ren h�tte.40 Dies gilt, wohlgemerkt, nicht fÅr den klassischen Fall des Fernver-
kaufs, also den Verkauf an klassische „Nichtunternehmer“ sowie Kleinunter-
nehmer, die weder die Umsatzgrenzen des § 19 Abs. 2 UStG Åberschritten
noch auf eine Anwendung der Kleinunternehmerregelung verzichtet haben.
Im Gegensatz zu der nunmehr geltenden Umsatzschwelle (vgl. nachfolgend
Rz. 30) sind die Erwerbsschwellen nicht vereinheitlicht. Ferner muss der leis-
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39 EuGH, Urteil v. 18.6.2020 - C-276/18, „KrakVet“, NWB FAAAH-52942.

40 In Deutschland wurde diese Regelung durch § 1a UStG umgesetzt.
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tende Unternehmer sie fÅr jeden Kunden separat Åberwachen. D. h. der leis-
tende Unternehmer muss sie bei diesem Personenkreis individuell im Blick ha-
ben und geeignete PrÅfprozesse implementieren. Dies ist nicht immer einfach,
liegen dem Leistenden schließlich entsprechende Daten i. d. R. nicht vor, weil
er eben nicht zwangsl�ufig als einziger Lieferant an diesen Empf�ngerkreis
agiert. Hier empfiehlt es sich daher, entsprechende Abfrage- und Best�ti-
gungsprozesse mit dem ausl�ndischen Nichtunternehmer zu etablieren, wenn
man eine sichere Rechtsposition einnehmen will.

(3) Verzichtsregelung

Die oben genannten Regelungen fÅr den innergemeinschaftlichen Fernverkauf
sind ausnahmsweise nicht anzuwenden, wenn eine bestimmte Wesentlichkeit
nicht erreicht wird. Dabei hat der (EU-)Gesetzgeber mit Art. 59c Abs. 1
MwStSystRL auf eine typisierte Betrachtung eines geringfÅgig europaweit
handelnden Unternehmers abgestellt. Demnach sollen die Regelungen des in-
nergemeinschaftlichen Fernverkaufs nicht gelten, wenn der Unternehmer le-
diglich in einem Mitgliedstaat ans�ssig ist, die betreffenden Ums�tze nicht in
dem Ans�ssigkeitsstaat erbracht werden sowie fÅr grenzÅberschreitend er-
brachte Lieferungen und sonstige Leistungen an Nichtunternehmer (Verbrau-
cher) eine Umsatzschwelle von 10.000 A weder im laufenden Jahr Åberschrit-
ten wird noch im vorangegangenen Kalenderjahr Åberschritten worden ist.
Hat der leistende Unternehmer keinen Sitz der wirtschaftlichen T�tigkeit und
keine Niederlassung, ist alternativ der Wohnsitz oder der gewÇhnliche Aufent-
halt maßgeblich.

Deutschland hat diese Regelung im § 3c Abs. 4 UStG umgesetzt. Wie schon in
der Altregelung ist ein Verzicht auf diese Regelung gem. § 3c Abs. 4 Satz 2
UStG mÇglich, wenn der Verzicht gegenÅber dem Finanzamt erkl�rt wird. Die
Verzichtserkl�rung bindet den Unternehmer fÅr zwei Jahre (vgl. § 3c Abs. 4
Satz 3 UStG). Sie gilt vom Beginn des Kalenderjahres an fÅr das sie abgegeben
worden ist und ist an keine bestimmte Form gebunden, so dass sie selbst kon-
kludent durch Anwendung der hieraus folgenden Besteuerung erfolgen kann
(vgl. Abschnitt 3c.1. Abs. 1 i. V. m. Abschnitt 3a.9a. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 4, 5
UStAE).

FÅr das Jahr der erstmaligen Anwendung dieser Regelungen, also das
Kalenderjahr 2021, ist nach Auffassung der Finanzverwaltung keine zeitantei-
lige Aufteilung der Umsatzschwelle fÅr den Zeitraum ab dem 1.7.2021 bis
zum 31.12.2021 vorzunehmen gewesen (vgl. Abschnitt 3c.1. Abs. 1 Satz 3
i. V. m. Abschnitt 3a.9a. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 3. Teilsatz UStAE).

III. Grundlagen der umsatzsteuerlichen Behandlung von E-Commerce
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Der Widerruf der Verzichtserkl�rung ist nach Ablauf der Sperrfrist zu einem frei
w�hlbaren Zeitpunkt zu erkl�ren, sp�testens jedoch bis zur Unanfechtbarkeit
der Steuerfestsetzung bzw. Aufhebung des Vorbehalts der NachprÅfung (vgl.
Abschnitt 3c.1. Abs. 1 i. V. m. Abschnitt 3a.9a. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 6 UStAE).

Hervorzuheben ist damit zum einen die deutliche Absenkung der bisherigen
Lieferschwelle von 35.000 A bzw. 100.000 A pro EU-Mitgliedstaat auf eine
einheitlich fÅr Lieferungen und sonstige Leistungen geltende Umsatzschwelle
EU-weit i. H. von nur noch 10.000 A. Insoweit findet sich eine korrespondieren-
de Verzichtsregelung auch fÅr die betreffenden innergemeinschaftlichen sons-
tigen Leistungen (vgl. Rz. 67), welche somit trotz unterschiedlichen sachlichen
Anwendungsbereichs nur einheitlich auszuÅben ist.41

Zudem setzt die Ausnahme gerade voraus, dass zus�tzlich zur NichtÅber-
schreitung der Umsatzschwelle in lediglich einem Mitgliedstaat eine Ans�ssig-
keit begrÅndet sein darf.

Ansässigkeit in nur einemMS
(bzw. in Ermangelung Ansässigkeit

Wohnsitz/gew. Aufenthalt

Unterschreitung Umsatzschwelle
laufendes KJ (Lieferungen plus

sonstige Leistungen)

Unterschreitung Umsatzschwelle
vorangegangenes KJ (Lieferungen

plus sonstige Leistungen)

keine Bindungswirkung durch
vorangegangenen wirksamen

Verzicht

keine wirksame (auch konkludente)
aktuelle Verzichtserklärung

Ja

Ja

Ja

Ja

Ortsbestimmung
nach § 3c Abs. 1 UStG
Bestimmungsmitglied-

staat

§ 3 Abs. 6 UStG i. V. m.
§ 3c Abs. 4 UStG
Abgangsstaat

Nein

Nein

Nei
n

Ne
in

Ja

ABB.: PrÅfungsschritte § 3c Abs. 4 UStG
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41 So auch Joost/Oldenburg, Umsetzung des Digitalpakets zum 1.7.2021 – Teil 1, MwStR 2020
S. 773.
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b) Die drei Re�or�����en von ViDA

Die Europ�ische Kommission hat ViDA549 in drei zentrale Reformbereiche ge-
gliedert.550

(1) Digitale Meldepflichten und elektronische Rechnungsstellung

Ein erster Schwerpunkt der Initiative liegt auf der EinfÅhrung bzw. Weiterent-
wicklung digitaler Meldepflichten fÅr grenzÅberschreitende Ums�tze sowie
auf einer st�rkeren Einbindung der elektronischen Rechnungsstellung. Die
Kommission geht davon aus, dass zeitn�here und st�rker standardisierte
Transaktionsdaten die KontrollmÇglichkeiten der Steuerverwaltungen verbes-
sern und damit insbesondere dem Mehrwertsteuerbetrug im Binnenmarkt
entgegenwirken kÇnnen.551 Aus rechtssystematischer Sicht betrifft dieser Be-
reich vor allem die Frage, wie die Erhebung steuerrelevanter Informationen
unionsweit harmonisiert und technisch interoperabel ausgestaltet werden
kann. Gerade fÅr den E-Commerce ist dies von erheblicher Bedeutung. Digitale
Handelsmodelle erzeugen regelm�ßig große Mengen transaktionsbezogener
Daten, die sich grunds�tzlich fÅr automatisierte oder teilautomatisierte Mel-
de- und Kontrollverfahren eignen. ViDA greift damit einen Entwicklungstrend
auf, der in mehreren Mitgliedstaaten bereits in nationalen E-Invoicing- oder
Echtzeitmeldesystemen sichtbar geworden ist.552

(2) Plattformwirtschaft

Eine zweite Reforms�ule betrifft die Plattformwirtschaft. Digitale Plattformen
und elektronische Schnittstellen nehmen im heutigen Wirtschaftsleben eine
zentrale Vermittlungs- und Steuerungsfunktion ein. Sie bringen Anbieter und
Leistungsempf�nger zusammen, strukturieren ZahlungsflÅsse, standardisieren
Vertragsbeziehungen und verfÅgen regelm�ßig Åber umfangreiche Daten zu
den Åber sie abgewickelten Ums�tzen. Vor diesem Hintergrund prÅft bzw. re-
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549 Vgl. hierzu oben unter Rz. 171/1 ff.

550 Europ�ische Kommission, Impact Assessment Report accompanying the documents Proposal
for a Council Directive/Regulation/Implementing Regulation on VAT in the Digital Age,
SWD(2022) 393 final, 8.12.2022.

551 Richtlinie 2006/112/EG des Rates v. 28.11.2006 Åber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem,
ABl. L 347 v. 11.12.2006, S. 1, in der jeweils geltenden Fassung.

552 Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates v. 7.10.2010 Åber die Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehÇrden und die Betrugsbek�mpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer, ABl. L 268 v.
12.10.2010, S. 1, in der jeweils geltenden Fassung.
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gelt ViDA, in welchen Konstellationen Plattformen fÅr Zwecke der Mehrwert-
steuer st�rker in die Steuererhebung eingebunden werden kÇnnen.553

Das ist fÅr kurzzeitige Beherbergungsleistungen und bestimmte Personenbe-
fÇrderungsleistungen relevant, bei denen Plattformen in vielen F�llen die
Marktorganisation maßgeblich pr�gen. Die dahinterstehende Regelungsidee
ist unionsrechtlich nicht neu: Schon in frÅheren E-Commerce-Reformen wur-
den elektronische Schnittstellen in bestimmten Lieferkonstellationen durch
Fiktionen in die umsatzsteuerliche Leistungskette einbezogen. ViDA entwickelt
diesen Ansatz fÅr weitere digitale Gesch�ftsmodelle fort.

(3) Single VAT Registration (SVR)

Die dritte Reforms�ule zielt auf eine Ausweitung und Vertiefung von Verein-
fachungen bei der umsatzsteuerlichen Registrierung innerhalb der Union. Un-
ternehmen, die in mehreren Mitgliedstaaten steuerbare Ums�tze ausfÅhren,
sehen sich bislang h�ufig mit Mehrfachregistrierungen, unterschiedlichen Ver-
fahrensanforderungen und entsprechendem Verwaltungsaufwand konfron-
tiert. ViDA soll diese Belastungen durch eine Weiterentwicklung des Gedan-
kens der Single VAT Registration verringern.554

Dieser Reformbereich knÅpft an die bereits eingefÅhrten One-Stop-Shop-Mo-
delle an, mit denen bestimmte grenzÅberschreitende Ums�tze zentral erkl�rt
und abgefÅhrt werden kÇnnen. Die Fortentwicklung dieser Mechanismen
dient nicht nur der Verfahrensvereinfachung, sondern auch der besseren Funk-
tionsf�higkeit des Binnenmarkts. FÅr E-Commerce-Unternehmen kann dies un-
ter bestimmten Umst�nden bedeutsam sein, da deren Gesch�ftsmodelle typi-
scherweise von einer hohen Zahl grenzÅberschreitender Ums�tze bei zugleich
standardisierten Prozessabl�ufen gepr�gt sind.555
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553 DurchfÅhrungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 des Rates v. 15.3.2011 zur Festlegung von Durch-
fÅhrungsvorschriften zur Richtlinie 2006/112/EG Åber das gemeinsame Mehrwertsteuersys-
tem, ABl. L 77 v. 23.3.2011, S. 1, in der jeweils geltenden Fassung.

554 Europ�ische Kommission, Proposal for a Council Directive amending Directive 2006/112/EC as
regards VAT rules for the digital age, COM(2022) 701 final, 8.12.2022; Europ�ische Kommission,
Impact Assessment Report, SWD(2022) 393 final, 8.12.2022.

555 Zu den unionsrechtlichen Sonderregelungen des One-Stop-Shop und Import-One-Stop-Shop vgl.
Richtlinie 2006/112/EG des Rates v. 28.11.2006 Åber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem,
ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1, in der geltenden Fassung; ferner Richtlinie (EU) 2017/2455 des
Rates v. 5.12.2017, ABl. L 348 v. 29.12.2017, S. 7, sowie Richtlinie (EU) 2019/1995 des Rates v.
21.11.2019, ABl. L 310 v. 2.12.2019, S. 1.
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c) ViDA aus Sicht des Umsatzsteuerrechts

Aus Sicht des Umsatzsteuerrechts ist die ViDA-Reform Ausdruck eines grund-
legenden Wandels der Steueradministration. Die Mehrwertsteuer entwickelt
sich zunehmend von einem System, das bislang in erheblichem Umfang auf
periodischen Erkl�rungen und nachgelagerter Kontrolle beruhte, hin zu einem
System, in dem digitale Transaktionsdaten eine immer grÇßere Rolle spielen.
FÅr Unternehmen bedeutet dies perspektivisch eine st�rkere Verzahnung von
Rechnungswesen, ERP-Systemen, Plattformdaten und steuerlicher Meldelogik.
FÅr die Steuerverwaltungen erÇffnet dies die MÇglichkeit, Abweichungen und
Risikokonstellationen frÅher zu erkennen.

Im E-Commerce dÅrfte ViDA daher mittelfristig nicht nur die materiell-recht-
liche Behandlung einzelner Umsatztypen beeinflussen, sondern auch die ope-
rative Steuer-Compliance wesentlich ver�ndern. Die Reform ist damit sowohl
als Rechtsentwicklungsprojekt als auch als Digitalisierungsprojekt des Steuer-
verwaltungsrechts zu verstehen.556

d) ViDA-Implementierungsplan

Die Europ�ische Kommission beschreibt ViDA – wie oben dargestellt – als ein
Paket aus drei Teilen: Digital Reporting Requirements (DRR), PlattformÇko-
nomie (Platform Economy) und Single VAT Registration (SVR)557 Weiter hebt
die Kommission hervor, dass die Umsetzung gestuft erfolgt und mehrere
Hauptanwendungsdaten sowie technische, legislative und nichtlegislative
Vorbereitungsmaßnahmen umfasst.558

Gem�ß des „Implementation Strategy – ViDA“ Papiers der EU-Kommission559

ist folgender Ablaufplan vorgesehen:
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556 Europ�ische Kommission, VAT in the Digital Age, Themenseite der Europ�ischen Kommission,
abrufbar Åber: https://taxation-customs.ec.europa.eu/; Europ�ische Kommission, COM(2022)
701 final, 8.12.2022; COM(2022) 703 final, 8.12.2022; COM(2022) 704 final, 8.12.2022.

557 Europ�ische Kommission, Implementation Strategy – ViDA, 2025, S. 1.

558 Europ�ische Kommission, Implementation Strategy – ViDA, 2025, S. 3 bis 4.

559 Implementation Strategy – ViDA von der EU-Kommission; abrufbar unter https://taxation-cus-
toms.ec.europa.eu/document/download/d5c72f2a-df00-473d-8f8a-5400b999e1aa_en?fi-
lename=Implementation%20strategy.pdf; zuletzt abgerufen am 12.4.2026.
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Datum Bereich Wesentlicher Inhalt Quelle

1.3.2025 Gesamtpaket Annahme des ViDA-Pakets
durch die EU.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 13

25.3.2025 Gesamtpaket VerÇffentlichung des ViDA-
Pakets im Amtsblatt der Eu-
rop�ischen Union.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 3, 13

14.4.2025 DRR/SVR/
Gesamtpaket

Inkrafttreten des ViDA-Pa-
kets; ab diesem Zeitpunkt
kÇnnen Mitgliedstaaten un-
ter bestimmten Vorausset-
zungen verpflichtende
E-Rechnungen einfÅhren.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 3, 14

ab 1.1.2027 SVR/OSS Bestimmte gesetzliche Klar-
stellungen fÅr Nutzer des
OSS-Systems treten in Kraft;
außerdem gelten erste SVR-
Verbesserungen.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 3, 15

Q1 2027 Plattform-
Çkonomie

Finalisierung der erl�utern-
den Hinweise („Explanatory
Notes“) fÅr den Plattform-
bereich.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 15
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Datum Bereich Wesentlicher Inhalt Quelle

1.7.2028 Plattform-
Çkonomie/
SVR

Inkrafttreten der wesentli-
chen Plattform- und SVR-Re-
gelungen. Plattformen in den
Bereichen kurzfristige Beher-
bergung und PersonenbefÇr-
derung mÅssen die neuen
Deemed-Supplier-Regeln an-
wenden, sofern der Mitglied-
staat die optionale Verschie-
bung nicht bis zum 1.1.2030
nutzt. Gleichzeitig beginnen
die Hauptreformen der Single
VAT Registration.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 3, 16

Q1 2029 bis
Q3 2030

DRR Testphase fÅr das zentrale
VIES-System; die Mitglied-
staaten sollen ausreichend
Zeit fÅr Schnittstellentests
und die BefÅllung mit Regis-
trierungsdaten erhalten.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 16 bis 17

1.1.2030 Plattform-
Çkonomie

Sp�testmÇglicher Beginn der
Plattformregelungen in Mit-
gliedstaaten, die von der op-
tionalen Verschiebung Ge-
brauch machen.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 3, 5

1.7.2030 DRR Inkrafttreten der Haupt-
bestimmungen zu den Digi-
tal Reporting Requirements
fÅr grenzÅberschreitende
B2B-Ums�tze; E-Rechnungen
werden dann verpflichtend
und zur Standardmethode
der Rechnungsstellung. Das
zentrale VIES wird operativ.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 4, 17
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Datum Bereich Wesentlicher Inhalt Quelle

1.1.2035 DRR/nationa-
le Systeme

Mitgliedstaaten mit nationa-
len digitalen Echtzeit-Melde-
systemen mÅssen ihre Sys-
teme bis zu diesem Datum
an das grenzÅberschreitende
EU-Meldesystem angleichen.
Dies markiert die Schlusspha-
se des ViDA-Pakets.

Europ�ische Kom-
mission, Imple-
mentation Strate-
gy – ViDA, 2025,
S. 4

Zusammenfassung der wesentlichen Erkenntnisse

Der Zeitplan der ViDA-Implementierung ist mehrstufig angelegt und erstreckt
sich Åber einen langen Zeitraum von der Annahme im Jahr 2025 bis zur fina-
len Systemangleichung im Jahr 2035. Die Europ�ische Kommission betont aus-
drÅcklich, dass ViDA ein komplexes Maßnahmenpaket mit fÅnf zentralen Um-
setzungszeitpunkten und zus�tzlichen mitgliedstaatlichen Optionen ist.

In einer ersten Phase seit 14.4.2025 schafft ViDA die Grundlage fÅr die frÅhzei-
tige EinfÅhrung verpflichtender E-Rechnungen auf nationaler Ebene. Diese frÅ-
he Phase war vor allem als Vorbereitungs- und �ffnungsphase zu verstehen.

Die zweite Stufe folgt zum 1.1.2027. Hier treten zun�chst punktuelle, aber
praxisrelevante Klarstellungen und Verbesserungen im OSS-sowie im SVR-Be-
reich in Kraft. Damit beginnt die materielle Umsetzung nicht mit den digitalen
Meldepflichten, sondern zun�chst mit Vereinfachungen und Systemanpassun-
gen im Registrierungs- und Deklarationsbereich.

Ein wesentlicher Einschnitt erfolgt sodann zum 1.7.2028. Ab diesem Zeitpunkt
greifen (wahlweise und frÅhestmÇglich) die zentralen Regeln fÅr Plattformen
in den Bereichen kurzfristige Beherbergung und PersonenbefÇrderung auf der
Straße sowie die Hauptbestandteile der Single VAT Registration. Die Strategie
fÅr die PlattformÇkonomie sieht eine optionale VerzÇgerung bis zum 1.1.2030
vor, sofern ein Mitgliedstaat hiervon Gebrauch macht. Daraus folgt, dass die
Plattformregeln unionsweit nicht zwingend vollst�ndig zeitgleich wirksam
werden mÅssen.

Der Kern der digitalen Transformation des Mehrwertsteuerrechts liegt jedoch
im Datum 1.7.2030. Erst dann werden die Digital Reporting Requirements fÅr
innergemeinschaftliche B2B-Ums�tze verbindlich; zugleich wird die E-Rech-
nung zur verpflichtenden und regul�ren Rechnungsstellungsmethode in die-
sem Bereich, und das zentrale VIES-System wird operativ. Dieses Datum ist da-
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IX. Umsatzsteuerliche Daten, Prozesse und
Systeme

1. Allgemeines
�blicherweise wird die Gesch�ftst�tigkeit der Unternehmen in sog. Enterprise-
Ressource-Planning-Systemen, kurz ERP-Systemen, aufgezeichnet. Ein ERP-Sys-
tem dient der funktionsbereichsÅbergreifenden UnterstÅtzung s�mtlicher in
einem Unternehmen ablaufenden Gesch�ftsprozesse. Dementsprechend ent-
h�lt es u. a. Module fÅr die Bereiche Beschaffung/Materialwirtschaft, Produkti-
on, Vertrieb, Forschung und Entwicklung, Anlagenwirtschaft, Personalwesen,
Finanz- und Rechnungswesen, Controlling usw., die Åber eine (in Form einer
relationalen Datenbank realisierte) gemeinsame Datenbasis miteinander ver-
bunden sind. Durch die unternehmensweite Konsolidierung der Daten ist eine
UnterstÅtzung der Planung Åber s�mtliche Unternehmensebenen hinweg
mÇglich.586

1. Einkauf

Unternehmen

Li
ef

er
an

te
n Ku

n
den

Eingangsseite Ausgangsseite

3. Steuerabteilung 5. Vertrieb

2. Logistikabteilung
(Wareneingang)

4. Finanzbuchhaltung
2. Logistikabteilung
(Warenausgang)

Behörden Shared Service Center

Hierbei hat die Umsatzsteuer verschiedene AnknÅpfungspunkte, jedoch als
transaktionale Steuer naturgem�� einen wesentlichen Schwerpunkt auf den
Beschaffungs-, Vertriebs- und Finanzprozessen.

H�ufig arbeiten Unternehmen insbesondere im E-Commerce auch mit Vorsys-
temen (inkl. angebundene externe Marktpl�tze), insbesondere im Rahmen von
Online-Benutzerplattformen, Handelsplattformen und auch fÅr die hinter der
Benutzeroberfl�che liegende Warenwirtschaft und Logistik. Das bedeutet,
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586 Https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/enterprise-resource-planning-system-51587.
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dass nicht alle steuerrelevanten Prozesse in ein und demselben System ablau-
fen, sondern sich verteilen und durch Schnittstellen miteinander verbunden
sind. Dies gilt fÅr Stammdaten, Transaktionsdaten und Konfigurationsdaten.
Diese verteilten Datenstrukturen sorgen dafÅr, dass fÅr die umsatzsteuerli-
chen Meldungen relevante Daten nicht per se an einer zentralen Stelle verfÅg-
bar sind, sondern z. B. durch das fÅr den Prozessschritt „Umsatzsteuerliche
Meldung“ verantwortliche Programm bereitgestellt oder dorthin verknÅpft
werden mÅssen – je nach Anforderung an die lokale Meldung.

Kunde
· Adresse
· Rollen
· VATID
· Steuerklassifikation

Vor-System

Material
· Preis
· Steuerklassifikation

Archiv System
· Rechnung als PDF
· Transport
Dokumente

Kunde
· Adresse
· VATID
· Bank Account

ERP Finance Accounting

Logistische Daten

Rechnung

Datenaustausch

· Partner
· Material
· Incoterms

User input

· Steuerklassifikation
· VATID
· Pricing/Discounts

Partner

· Steuerklassifikation
· Preis

Material

· Bestimmung der
Steuer Kategorie
· Code Logik

VAT Logik

Belege
· FI Belege
· Referenz zur
Rechnungsnummer
· Belegart

VAT Logik
· Mapping
Steuerkategorie
· VAT Höhe
Berechnung

Datentransfer
· Batch-Input Map
· Rechnungs-
nummer
· Kunde (Rolle)
· Material
· Menge
· Steuerkategorie

2. Spezielle Anforderungen an ERP-Systeme in Bezug
auf E-Commerce

�runds�tzlich sind die Anforderungen an ERP-Systeme allgemein durchaus
vergleichbar mit den Anforderungen an die �haupts�chlich an Vertrieb und Lo-
gistik ausgerichteten) Systeme der Versandh�ndler, wie es sie bereits seit L�n-
gerem gibt. Im Zuge der voranschreitenden Digitalisierung ist aber eine zu-
nehmende und weitergehende Integration der ERP-Systeme in bestehende
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Prozesse mit Gesch�ftspartnern zu beobachten, um insbesondere im Hinblick
auf betriebswirtschaftliche Aspekte einen noch hÇheren Automatisierungs-
grad und so in letzter Konsequenz auch niedrigere Transaktionskosten errei-
chen zu kÇnnen. Hervorzuheben ist hierbei insbesondere die nahtlose Verzah-
nung mit der Shop-Software beziehungsweise die Anbindung an Marktpl�tze
und Plattformen sowie die Anbindung an die Kooperationspartner im Fulfill-
ment- und im Logistik-Bereich.

Die dort generierten Daten werden durch die Betreiber nicht nur fÅr Verbes-
serungen der User-Experience, beispielsweise durch maßgeschneiderte Ange-
bote, sondern eben auch fÅr Verbesserungen der Seller-Experience auf den
Plattformen genutzt. Ein wesentlicher Aspekt dabei ist, die entstehenden Da-
ten sowohl fÅr das eigene ERP-System mit angeschlossener Steuerfunktion als
auch fÅr die Systeme der angeschlossenen H�ndler zu nutzen. So kann der Be-
treiber die Transaktionsdaten aufbereiten und anschließend dem H�ndler zur
VerfÅgung stellen, um beispielsweise dessen Steuerfunktion zu entlasten. Je
nach dem Umfang des Angebots des Betreibers, Dienstleistungen fÅr den
H�ndler zu erbringen, lassen sich diese Informationen auch darÅber hinaus fÅr
Lagerhaltung bzw. sog. „Predictive Logistics’’ (auch „Anticipatory Logistics’’ ge-
nannt) nutzen. Dies bedeutet nicht nur einen Vermarktungsvorteil fÅr den
H�ndler, weil dieser seine Ressourcen st�rker auf den Vertrieb bÅndeln kann,
sondern auch einen Vermarktungsvorteil fÅr den Marktplatzbetreiber, weil
dieser mit einem derart abgerundeten Angebot aus seinen Wettbewerbern
hervorstechen kann.

3. UnterstÅtzung steuerlicher Entscheidungen und
Melde- und Aufzeichnungspflichten

Wie Rz. 161 ff. ausfÅhrt, gehen sowohl die Art und Komplexit�t umsatzsteuer-
licher Entscheidungen als auch die Aufzeichnungspflichten fÅr Unternehmer
im Bereich E-Commerce weit Åber die reinen B2B-relevanten umsatzsteuerli-
chen Aufzeichnungspflichten hinaus. Grunds�tzlich gibt der Gesetzgeber nicht
vor, ob diese umsatzsteuerlichen Regelwerke und Aufzeichnungen im ERP-Sys-
tem oder mittels eines anderen Systems gefÅhrt werden sollen. In der Praxis
ist aber erkennbar, dass sowohl die Stamm- als auch die Transaktionsdaten
stets in einem unmittelbaren Vorsystem oder direkt im ERP-System auf-
gezeichnet werden. Eine weitere zu verzeichnende Entwicklung ist die zuneh-
mende Zentralisierung steuerlicher Funktionalit�ten wie Stammdatenmana-
gement, Steuerfindung, steuerliches Monitoring und Steuerreporting in eige-
nen steuerlichen LÇsungen wie AddOns und Tax Engines mit zum Teil eigener
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steuerlicher Datenhaltung (sog. Tax Data Lakes), um der Vielzahl der steuerli-
chen Anforderungen auf globaler Ebene nachkommen zu kÇnnen und diese
verantwortungsvoll zu pflegen. Im �brigen gilt dies nicht nur fÅr die Umsatz-
steuer, sondern fÅr s�mtliche transaktionalen Steuern, die ideal durch Tech-
nologie unterstÅtzt werden kÇnnen (z. B. Quellensteuern, Verrechnungspreise).

Damit verl�sst die Darstellung der technologischen Anforderungen die aus-
schließliche ERP-Sichtweise und erweitert das Spektrum der Technologie um
steuerliche LÇsungen, die ihre entscheidungsrelevanten Daten aus den Vorpro-
zessen und ERP-Prozessen beziehen, allerdings eine eigenst�ndige Funktionali-
t�t und Benutzeroberfl�che fÅr die Steuerfunktion bieten. Dies kann integriert
im ERP-System oder Vorsystem sein, dies kann aber auch eigenst�ndig in einer
reinen Steuersoftware, z. B. fÅr das steuerliche Reporting stattfinden. Auch hy-
bride Konstellationen, also ein Nebeneinander von reiner Steuersoftware und
Vorsystem-/ERP-Funktionalit�t, sind denkbar und in der Praxis h�ufig anzu-
treffen, da sich viele Unternehmen im Rahmen ihrer steuerlichen Transforma-
tion hin zur weiteren Standardisierung und Automatisierung befinden.

Ein offenkundiger Mehrwert einer leistungsf�higen, modernen steuerlichen
LÇsung ist, dass sie u. a. auch fÅr die Automatisierung einer Vielzahl sich wie-
derholender, standardisierter Prozesse genutzt werden kann. Diese Prozesse
kÇnnen durchaus komplex sein. Gerade im E-Commerce, der sich oftmals
durch Massengesch�ft und Skalierung auszeichnet, bietet sich die Automati-
sierung daher besonders an. Allerdings mÅssen dazu die Einstellungen in der
steuerlichen LÇsung besonders sorgf�ltig vorgenommen werden und voll-
umf�nglich korrekt sein, damit keine systembedingten Fehler in kurzer Zeit
Åber die schiere Vielzahl an verarbeiteten Einzel-Gesch�ftsvorf�llen zu erhebli-
chen und umfangreichen Fehlmeldungen fÅhren. Ist die ordnungsgem�ße Ein-
stellung des Vorsystems und des ERP-Systems erfolgt und eine vollst�ndige
Automatisierung auf transaktionaler Ebene vorhanden, kÇnnen nicht nur ma-
nuelle Prozesse, sondern mit ihnen auch erhebliche Fehlerquellen vermieden
werden. Zu beachten ist aber, dass auch ein bereits vollst�ndig automatisier-
ter Prozess immer noch laufend Åberwacht werden muss. So kÇnnen beispiels-
weise Rechts�nderungen oder �nderungen von Gesch�ftsmodellen oder Leis-
tungsbeziehungen auch �nderungen an den Einstellungen in der steuerlichen
LÇsung sowie an den automatisierten Prozessen nach sich ziehen.

Eine weitere Herausforderung fÅr die Erstellung der steuerlichen und statisti-
schen Meldungen ist in der Praxis eine oftmals zersplitterte, heterogene Sys-
temlandschaft. Melderelevante Daten liegen nicht immer zwingend in einem
einzigen, konsolidierten System vor. DarÅber hinaus gehen Informationen oft-
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mals im Rahmen von konsolidierten DatenÅbergaben von Vorsystemen an an-
dere Systeme verloren.

Hier empfiehlt es sich aus Sicht einer effizienten Steuerberichterstattung die
notwendigen melderelevanten Informationen bereits an der Quelle, also dort,
wo sie generiert werden, zu dokumentieren und damit die Datengranularit�t
bezogen auf die melderelevanten Informationen in den WerteflÅssen Åber die
Systeme hinweg aufrecht zu erhalten.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Typischerweise werden logistische Daten nicht in die Finanzbuchhaltung
Åbernommen, da diese oftmals aufgrund der Vielzahl an Transaktionen zu einer Ver-
ringerung der Performance des ERP-Systems fÅhren. DarÅber hinaus werden buch-
haltungsrelevante Datens�tze oftmals nur konsolidiert und periodisch von Vorsyste-
men an die Finanzbuchhaltung Åbergeben.

Muss beispielsweise die eindeutige Sendungsnummer aufgezeichnet werden (vgl.
Abschnitt 22.3a. Abs. 4a Satz 1 UStAE), ist eine RÅckverfolgung von der konsolidier-
ten Finanzbuchhaltung zur eindeutigen Sendungsnummer nicht ohne erhÇhten Auf-
wand mÇglich. Denn die benÇtigten Informationen w�ren hinter dem �bergabehori-
zont und so nicht mehr im Rahmen eines automatisierten Verfahrens zu identifizie-
ren.

Um der Systemlandschaft und den gesch�ftlichen Rahmenbedingungen ge-
recht zu werden, kann es sinnvoll sein, alle melderelevanten Daten zun�chst
auf einer einheitlichen IT-Plattform zusammenzufÅhren, um manuelle Daten-
Åbertragungen zu minimieren. In der Praxis kommt hier h�ufig, je nach Struk-
tur der Ausgangsdaten, der Einsatz eines Data Warehouses (verarbeitete bzw.
strukturierte Daten), eines Konsolidierungssystems oder eines Data Lakes (un-
strukturierte Rohdaten) in Betracht. Gleichzeitig wird zusammen mit den vor-
genannten Systemen eine steuerliche ReportinglÇsung implementiert, um die
entsprechenden Meldeprozesse so weit wie mÇglich zu automatisieren. Auf
diese Weise kann mit geringem zus�tzlichem Aufwand auch eine entspre-
chende Dokumentation angelegt werden, die die den steuerlichen Meldungen
zugrundeliegenden Informationen und Belege enth�lt.

4. Steuerkennzeichen
Ein Steuerkennzeichen enth�lt die Information Åber die HÇhe des Steuersatzes
und das zu bebuchende steuerrelevante Konto. Steuerkennzeichen existieren
insbesondere fÅr transaktionale Steuern, wie die Umsatzsteuer oder die Quel-
lensteuer. Steuerkennzeichen halten auch Einzug fÅr ertragsteuerliche Zwecke,
z. B. im Rahmen des sog. Tax Tagging, bei dem man ertragsteuerlich relevante
Informationen in Buchungen anh�ngen kann. Beispielhaft hierfÅr sind nur be-
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schr�nkt steuerlich abzugsf�hige Aufwendungen, wie z. B. Bewirtungsaufwen-
dungen.

FÅr die effiziente Gestaltung regelgerechter steuerlicher Erkl�rungen muss pro
Meldeposition in einer Steuererkl�rung immer mindestens ein Steuerkennzei-
chen (oder SteuerschlÅssel) angelegt sein. Zwar kÇnnen problemlos auch meh-
rere Steuerkennzeichen pro Meldeposition angelegt werden. Andersherum
(mehrere Meldepositionen werden aus einem Steuerkennzeichen angesteuert)
funktioniert dies wiederum nicht. Dieser (dem ersten Anschein nach triviale)
Umstand kann insbesondere dann wichtig werden, wenn mehrere Gesell-
schaften innerhalb eines ERP-Systems das identische Steuerkennzeichensys-
tem verwenden, dies allerdings unterschiedlich anwenden mÅssen (vgl. Bei-
spiel unten). Dies kann dazu fÅhren, dass beispielsweise fÅr auf den ersten
Blick identische Sachverhalte verschiedene Steuerkennzeichen angelegt wer-
den mÅssen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Firma D (ans�ssig in Deutschland und umsatzsteuerlich registriert in �ster-
reich) und ihre Tochterfirma F (ans�ssig in Frankreich und aufgrund der Anwendung
des OSS-Verfahrens nicht umsatzsteuerlich in �sterreich registriert) beliefern von
Deutschland und Frankreich aus jeweils Privatpersonen in �sterreich. Beide teilen
sich dasselbe ERP-System und nutzen zun�chst das Steuerkennzeichen „Fernverkauf
AT’’ fÅr ihre Lieferungen. Da F aber fÅr das OSS-Verfahren registriert ist, w�ren die
bei F unter dem Steuerkennzeichen „Fernverkauf AT’’ erfassten Transaktionen nicht
nur in einem anderen Feld der umsatzsteuerlichen Erkl�rung, sondern sogar Åber ein
anderes Verfahren, n�mlich das OSS-Verfahren, und so auch Åber eine vÇllig andere
Erkl�rung zu melden. Diese Information kann bei Verwendung eines nicht eindeutig
(bzw. zus�tzlich anderweitig) belegten Steuerkennzeichen des ERP-Systems nicht
mehr sicher ausgesteuert werden. DafÅr mÅssten im ERP-System vielmehr getrennte
Steuerkennzeichen festgelegt sein – ein Steuerkennzeichen fÅr die Lieferung der F
nach �sterreich, die Åber das OSS-Verfahren zu melden ist, und ein Steuerkennzei-
chen fÅr die lokale Erkl�rung der Lieferung durch D an den Kunden in �sterreich.

5. Steuerfindung
Die Anforderung an die Steuerfindung richtet sich nach den steuerlichen Regu-
larien und nach den steuerlichen Transaktionstypen, die sich durch die Ge-
sch�ftst�tigkeit ergeben. In der Praxis findet sich h�ufig eine Mischung aus
manueller Steuerfindung und automatisierter Steuerfindung in den Unterneh-
mensprozessen und -systemen. ��ufig werden im E-Commerce Brutto-Preislis-
ten in Vorsysteme (E-Commerce Plattformen oder Lieferantenportale) einge-
spielt, die keinerlei Regeln fÅr die Steuerfindung enthalten und die lokal unter-
schiedlich entsprechend der steuerlichen Vorschriften interpretiert werden
mÅssen.
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